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Silvia Steiner wird in die Zange genommen
Die Bildungsdirektorin aus der Mitte-Partei hat eine schwache Wählerbasis – im Wahlkampf wird sie von links und rechts bedrängt

MICHAEL VON LEDEBUR

Wochenlang schleppte sich der Zürcher
Wahlkampf dahin. Eine dröge Prozes-
sion, mit den sieben bisherigen Regie-
rungsrätinnen und Regierungsräten
auf Schlafwagenkurs Richtung Wieder-
wahl. Nun, da es auf den 12. Februar zu-
geht, kommt Bewegung in den Umzug.
Zwar spricht es niemand laut aus, aber
es ist offensichtlich: Die Parteistrategen
haben die bisherige Bildungsdirektorin
Silvia Steiner als schwächstes Glied im
siebenköpfigen Gremium ausgemacht.
Dies, nachdem sie bei mehreren Umfra-
gen den letzten Platz der sieben bisheri-
gen Regierungsräte belegte.

Steiner hat als Mitte-Vertreterin eine
schwache Wählerbasis. Nun wird sie
politisch von links und rechts bedrängt.
Beide Seiten wählten die Bildungspoli-
tik als Terrain für ihre Schlussoffen-
sive. Am Donnerstag wird ihre Kon-
kurrentin Priska Seiler Graf (SP) einen
«10-Punkte-Plan gegen den Lehrper-
sonenmangel» präsentieren. Bereits
am Mittwoch hat Peter Grünenfelder
(FDP) sein «bürgerlich-liberales Mass-
nahmenpaket zur Stabilisierung der
Zürcher Volksschulen» vorgestellt, wo-
bei er mit sieben Punkten auskam.

Für Grünenfelders Partei, die FDP, ist
sein Engagement zu diesem Zeitpunkt
heikel.Denn die Freisinnigen unterstüt-
zen Steiner offiziell imWahlkampf. Die
bürgerlichen Kandidatinnen und Kandi-
daten vonMitte, FDP und SVP empfeh-
len sich gegenseitig zurWahl. Zwar will
die FDP ihren Kandidaten aus nahe-
liegenden Gründen nicht davon abhal-
ten, einen pointiertenWahlkampf zu be-
treiben.Aber wer klare Kante gegen die
Bildungspolitik zeigt, greift die zustän-
dige Regierungsrätin automatisch an.
Ein Dilemma.

Kein offizieller FDP-Anlass

In diesemZusammenhang ist es von Be-
lang, dass die Veranstaltung vom Mitt-
woch nicht als offizielle Parteiveranstal-
tung galt. Grünenfelder hat sie selbst
organisiert und prominente Parteimit-
glieder aufgeboten. FDP-Präsident
Hans-Jakob Boesch, der selbst nicht
anwesend war, sagt, dieses Setting sei
nicht ungewöhnlich und auch keine Pre-
miere. «Sowohl Peter Grünenfelder als
auch Carmen Walker Späh planen – in
Abstimmung mit der Kantonalpartei –
ihren Wahlkampf selbst. Sie machen
immer wieder Pressekonferenzen, Ver-
anstaltungen undAktionen zu verschie-
denen Themen. Das Bildungsthema be-
arbeitet Peter Grünenfelder schon län-
ger.ZumGlück bringt er sich aktiv ein.»

Im Übrigen rufe man die FDP-Wähle-
rinnen undWähler auf allen Kommuni-
kationskanälen immer wieder dazu auf,
das bürgerliche Fünferticket zu wählen,
inklusive Silvia Steiner.

Peter Grünenfelder stellt einen An-
griff auf Silvia Steiner in Abrede. Das
Bildungsthema sei schlicht «top-priori-
tär». Für viele Mängel sei ohnehin gar
nicht Steiner verantwortlich, sondern
die Mitte-links-Mehrheit im Kantons-
rat. Wobei anzumerken ist, dass diese
erst seit vier Jahren besteht, die Kritik
jedoch auf zumTeil jahrzehntealteMän-
gel im Volksschulwesen zielt. Grünen-
felder sagte, wenn jemand Silvia Steiner
attackiere, dann seien dies die Linken,
die «billige Kritik an der Bildungsdirek-
tion» übten. «Billig» sei diese Kritik,
weil beispielsweise Priska Seiler Grafs
SP imKantonsrat gemeinsammit Mitte-
links die nötigen Mehrheiten hätte, um
ihre Vorschläge einzubringen.

FDP-Kantonsrat Marc Bourgeois,
einer von sechs Parteivertretern an der
Pressekonferenz vom Mittwoch, nahm
den GLP-Regierungsratskandidaten
Benno Scherrer aufs Korn.Bei der GLP
sei er in den vergangenen vier Jahren in
Bildungsfragen stets abgeprallt, sagte

Bourgeois. Es sei «lustig», dass nun auch
Scherrer und die GLP auf die Bildungs-
politik schössen.

Bildungspolitik ist ein weites Feld,
aber inhaltlich fokussiert sich die Kri-
tik auf einige wenige Punkte, nament-
lich auf die integrative Förderung. Ge-
mäss diesem Ansatz werden Kinder

mit Lernschwächen oder Verhaltens-
auffälligkeiten nicht mehr in Kleinklas-
sen separiert, sondern weitgehend in
Regelklassen unterrichtet. Dies über-
fordere Kinder und Lehrer, lautet die
breit geäusserte Kritik. Eine Mehr-
heit von 66 Prozent im Kanton Zürich
wünscht sich das Kleinklassenmodell
zurück, wie eine Umfrage der NZZ
jüngst gezeigt hat.

Die linke Sicht läuft darauf hinaus,
dass der integrative Ansatz der rich-
tige ist, es aber an der Umsetzung ha-
pert. Priska Seiler Graf, die ihr Pro-

gramm am Donnerstag vorstellen wird,
erklärt auf Anfrage, es mangle heute an
Ressourcen. Man müsse Lehrerinnen
und Lehrer entlasten, damit der Beruf
wieder attraktiver werde. Seiler Graf
sagt: «Vor allem die Klassenlehrperso-
nen müssen mehr Zeit haben für ihre
eigentlicheArbeit. Diese ist schwieriger
geworden, unter anderem, weil auch die
Elternarbeit anspruchsvoller geworden
ist.» Die SP beackere das Thema nach-
weislich seit langem, was sich nur schon
daran zeige, dass ihr Programm auf einer
Umfrage unter fast 4400 Lehrpersonen
im Kanton Zürich fusse. Diese habe die
SP im letzten Herbst durchgeführt.

Aufteilung nach Fächern

Die FDP propagiert beim integrativen
Ansatz den Systemwechsel.Denn dieser
Ansatz sei gescheitert. Der Unterricht
sei unruhig geworden, der Lernerfolg
gehe nachweislich zurück, und der Ko-
ordinationsaufwand für die Lehrperso-
nen sei enorm.Zurück zu den Kleinklas-
sen will man nicht, strebt aber deutliche
Anpassungen an. Corinne Hoss-Blat-
ter, FDP-Kantonsrätin und von 2014
bis 2022 Zolliker Schulpflegepräsiden-

tin, kann sich eine Aufteilung vorstel-
len: getrennter Unterricht in Leistungs-
fächern wie Mathematik und Deutsch,
gemeinsame Beschulung in den übrigen,
«weicheren» Fächern. Die FDP will all-
gemein die Bürokratie abbauen, den
Gemeinden mehr Freiheiten geben und
den Schulerfolg besser messen.

Bildungsdirektorin Silvia Steiner ist
die Kritik bekannt. Sie sagt, Integra-
tion sei anspruchsvoll, aber der richtige
Ansatz. «Wichtig ist, dass wir Schulen
und insbesondere Lehrpersonen Instru-
mente in die Hand geben, in anspruchs-
vollen Situationen schnell reagieren zu
können – genau daran arbeiten wir ge-
rade.» Gemäss den Rückmeldungen, die
sie erhalte, wollten auch Lehrpersonen
in stark belasteten Schulen nicht zum
alten System zurück. Aber in schwie-
rigen Situationen müsse man Kinder
separieren können, ohne einem Kind
einen definitiven Stempel aufdrücken zu
müssen. Steiner sagt, es ärgere sie, wenn
die Schulen und der Lehrberuf schlecht-
geredet würden. Dies entspreche nicht
der Realität.Den politischen Diskussio-
nen stelle sie sich aber gerne, «sie ma-
chen denWahlkampf spannender».

Bürgerliche Mehrheit in Gefahr

Sollte Silvia Steiner auf den letzten
Metern straucheln, wäre die SP-Kandi-
datin Priska Seiler Graf gemäss Umfra-
gen die wahrscheinlichste Profiteurin.
Sie lag bei der letzten Befragung der
Tamedia-Zeitungen mit Steiner gleich-
auf (36 Prozent Zustimmung), klar vor
Peter Grünenfelder (28 Prozent).

Vor vier Jahren schrumpfte die bür-
gerliche Mehrheit im siebenköpfigen
Regierungsrat von fünf auf vier Sitze.
Damals gelang es Thomas Vogel nicht,
den zweiten FDP-Sitz zu verteidigen.
Ginge nun auch noch der vierte Sitz
und damit die Mehrheit verloren, wäre
dies einschneidend – ja ein Schreckens-
szenario aus Sicht der kantonalen und
städtischenWirtschaftsverbände, die im
Forum Zürich organisiert sind.

Andreas Schürer, Sprecher des
Forums, äussert sich auf Anfrage diplo-
matisch. Er sagt, es sei nachvollziehbar,
dass Peter Grünenfelder als neu Kandi-
dierender eigene Akzente setzen wolle.
«Wir unterstützen alle fünf bürgerlichen
Kandidierendenumfassend.Wir betonen
aber auch,dass dieRegierung in den letz-
ten vier Jahren einen guten Job gemacht
hat.» Die Pandemie habe die Zürcher
Regierung sehr gut gemeistert, auch be-
züglich Schulen. Einen Punkt streicht
Schürerbesondersheraus:«Eshat füruns
oberste Priorität, die bürgerliche Mehr-
heit im Regierungsrat zu sichern.»

In mehreren Umfragen landete Silvia Steiner auf dem letzten Platz unter den bisherigen Regierungsräten. SEVERIN BIGLER / AZM

Klub der Bisherigen
erschwert Wahlkampf
Kommentar auf Seite 19

Mehr Freiheit bei
Märt-Gestaltung
Stadtrat beschliesst neues Konzept

heu. · Für den Sechseläutenplatz und
den Münsterhof hat die Stadt Zürich
Nutzungskonzepte festgelegt. Nun gibt
die Stadt den Veranstaltern der Weih-
nachtsmärkte auf den beiden Plät-
zen mehr Freiheit bei der Gestaltung.
So dürfen sie künftig selbst entschei-
den, wie gross der Anteil an Verpfle-
gungsständen sein soll. Bisher war die-
ser Anteil auf maximal 30 Prozent be-
schränkt. Wie die Stadt am Mittwoch
mitteilte, sollen die beiden Märkte auch
in Zukunft nicht zu Street-Food-Festi-
vals mutieren; ein ausgewogener Mix
aus weihnachtlichenWaren und Essens-
angeboten bleibe erwünscht. Die kon-
kreteAusgestaltung soll aber in derVer-
antwortung der Veranstalter liegen.

Weiter werden die Veranstalter an-
gehalten, ein Konzept mit Mehrweg-
geschirr vorzulegen. Vor dem Hinter-
grund der städtischen Anstrengungen
zur Nachhaltigkeit und von Netto-Null
2040 sei diese Forderung «zukunfts-
orientiert» und könne auch für andere
Veranstaltungen richtungsweisend sein.

Stadt will Zwischennutzung von Kesselhaus prüfen
Nach Besetzung fordern linke Stadtparlamentarier «selbstorganisierte Nutzung» von EWZ-Gebäude

JAN HUDEC

Am 30. Oktober drangen mehrere Dut-
zend Menschen in das ehemalige Kes-
selhaus des Elektrizitätswerks der Stadt
Zürich (EWZ) an der Limmat ein und
besetzten es. Die Aktivisten wollten
dem alten Fabrikgebäude nach eige-
nen Angaben «neues Leben einhau-
chen». Der Werkhof sollte zu einem
«Sprungbrett für kulturpolitische Frei-
räume» werden. Die Stadt war wenig
erfreut über die Aktion und liess das
Haus nach einerWoche räumen. Unter
anderem auch, weil das Gebäude ein-
sturzgefährdet sei.

Mehr Freude an der Besetzung hat-
ten hingegen einige Parlamentarier. In
einem Postulat fordertenAL undGrüne
den Stadtrat auf, zu prüfen, wie im Kes-
selhaus «ab sofort und für mehrere Jahre
eine selbstorganisierte Nutzung für kul-
turelle und politische Veranstaltungen,
Selbsthilfewerkstätten und eine Küche
ermöglicht werden kann». Die For-
derung wurde am Mittwochabend im
Stadtparlament diskutiert.

Politiker vonAL,Grünen und SP be-
dankten sich bei den Besetzern für ihr
Vorgehen. Damit hätten sie darauf auf-
merksam gemacht, dass die Halle an
bester Lage leer stehe. Angesichts des
eklatanten Mangels an Treffpunkten
für Menschen, die sich die Nutzung von
kommerziellen Kulturangeboten nicht
leisten könnten, sei es dringend, dass
das Kesselhaus neu genutzt werde, be-
fand Michael Schmid (AL).

Die Einwände der Stadt empfand
er als vorgeschoben. Natürlich brauche
es einige Anpassungen am Gebäude,
namentlich fehle es an Toiletten. Aber
dafür müssten sicher nicht 11 Millionen
Franken ausgegeben werden. Es gehe
auch einfacher. «Es braucht keinen Um-
bau zu einem perfektenVeranstaltungs-
ort. Es braucht eine Zwischennutzung.»

Besetzer-Groove im Parlament

Martin Busekros (Grüne) bezeichnete
es als skandalös, dass der Stadtrat das
Gebäude habe verlottern lassen und
eine Halle an bester Zentrumslage leer

stehe, obwohl man in der Stadt ständig
über Platzmangel klage. «Wir fordern
die sofortige Freigabe und ein Ende der
unnötigen Besetzung des Kesselhauses
durch das EWZ!» Moritz Bögli von der
ALsympathisierte ganzunverhohlenmit
der Besetzerszene, als er die Besetzung
desKesselhauses als legitimbezeichnete.

Das rief die SVP auf den Plan, die
davor warnte, im Kesselhaus würden
rechtsfreie Räume geschaffen. «Dass da-
für Steuergelder verschwendet werden
sollen, lehnen wir entschieden ab», sagte
JohannWidmer.Bei der FDP stiess man
sich an derWidersprüchlichkeit der Lin-
ken. Martina Zürcher (FDP) erinnerte
daran, dass sichVeranstalter in der Stadt
an unzählige Regeln halten müssten im
Bereich Brandschutz, Gesundheits-
schutz oder Hygiene. «Geht es dann
um sogenannte unkommerzielle Ange-
bote, sollen jene Vorgaben, welche die
rot-grüne Politik definiert hat, plötzlich
nicht mehr gelten.»

Benedikt Gerth (Mitte) erinnerte
derweil daran, dass das Dach im Kes-
selhaus einsturzgefährdet sei. «Natür-

lich würde sich der Ort für eine kultu-
relle Nutzung anbieten, aber dazu wären
hohe Investitionen nötig.»

Sanierung unumgänglich

Stadtrat Michael Baumer (FDP) sah es
ähnlich. «Sie können die Sicherheits-
frage vielleicht auf die leichte Schulter
nehmen, aber wir machen das nicht.»
Baumer streckte der Linken jedoch auch
die Hand aus. Denn es sei tatsächlich
so, dass das EWZ das Gebäude künftig
nicht mehr brauche. Deshalb habe man
eine neue Nutzung geprüft, «und eine
kulturelle käme sicher infrage». Eine
Sanierung sei aber unumgänglich, und
das werde einiges kosten, nicht zuletzt,
weil das Haus im Inventar der kunst-
und kulturhistorischen Schutzobjekte
von kommunaler Bedeutung stehe. Der
Stadtrat sei aber trotzdem bereit, zu prü-
fen, ob mit einfacherenMassnahmen zu-
mindest eine Zwischennutzung ermög-
licht werden könnte.Das Postulat wurde
vom Parlament schliesslich mit 62 zu 52
Stimmen überwiesen.

Neue Zürcher Zeitung, 19.1.2023
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EU-Embargo und Preisdeckel

Russlands Energiewaffe ist abgestumpft
GERALD HOSP

Vor einem Jahr war dies noch völlig undenkbar:
Europa trennt sich von seiner wichtigsten Tank-
stelle. Jahrzehntelang galt die gegenseitige Abhän-
gigkeit zwischenRussland,demEnergielieferanten,
undEuropa,demKäufer,alsKönigsweg.Imvergan-
genen Jahr brachdiesesArrangement angesichts der
russischen Aggression gegen die Ukraine zusam-
men. Moskau benutzt Energielieferungen seitdem
alsWaffe. Es hat im Sommer den Erdgasfluss nach
Europa so gut wie gestoppt. Und die EU ihrerseits
hat ein Embargo gegen russisches Erdöl verhängt.

In Europa bahnte sich daraufhin eine Energie-
krise an, die Preise für Erdöl, besonders für Erd-
gas und in der Folge auch für Strom schossen in
die Höhe.Die EinnahmenMoskaus sprudelten gar
üppiger als in denVorjahren.Das Blatt scheint sich
aber zu wenden:Derzeit sind die Energiepreise auf
ein Niveau gefallen, das sie vor der Invasion der
Ukraine hatten. Die europäische Wirtschaft hält
sich besser als zuvor befürchtet. Die Anzeichen
mehren sich, dass Russland heftige wirtschaftliche
Einbussen in Kauf nehmen muss. Die russische
Energiewaffe hat ihren Schrecken verloren.

Seit gut einem Monat ist das Importverbot der
EUfür russischesRohöl,das per Schiff transportiert
wird, in Kraft. Lieferungen per Pipeline sind noch

gestattet, wobei Deutschland und Polen auch dies
untersagen. Ab dem 5. Februar gilt das Verbot zu-
dem fürErdölproduktewieBenzin oderDiesel.Zu-
gleich führtendieEU,die siebengrösstenwestlichen
Industrienationen (G-7) sowie Australien einen
Preisdeckel für russisches Erdöl ein. Diese Länder
erlauben ihrenUnternehmennurmehr,Schiffstrans-
porte von russischem Erdöl für Drittstaaten zu ver-
sichern und zu finanzieren, wenn das Öl höchstens
zu einem Preis von 60 Dollar je Fass verkauft wird.

Wie sehen die ersten Erfahrungen mit dem
Embargo und dem Preisdeckel aus? Laut den
jüngsten Zahlen der Internationalen Energieagen-
tur (IEA) erwiesen sich die russischen Exporte
im Dezember insgesamt als robust. Auch die För-
derung in Russland änderte sich nur wenig. Dies
könnte aber auch daran liegen, dass erst ab Januar
einige Ausnahmen beim Embargo wegfallen. Ein
tieferer Blick offenbart jedoch grosse Veränderun-
gen. Die IEA spekuliert, dass in diesem Jahr der
Anteil russischen Erdöls an den Importen der EU
von rund einem Drittel vor dem Angriffskrieg auf
noch 5 Prozent fallen könnte.

Entscheidend sind jedoch nicht die Volumen,
sondern die Preise. Und diese sind gesunken. Das
Centre for Research on Energy and Clean Air
(Crea) schätzt, dass das Embargo und der Preis-
deckel Russland im Dezember rund 160 Millio-

nen Euro pro Tag gekostet haben. Auch die IEA
spricht von deutlich geringeren Einnahmen gegen
Ende vergangenen Jahres.Dies hat Folgen:Das rus-
sische Finanzministerium erwartet für Januar um
rund 700 Millionen Franken weniger Mittel aus
dem Erdölverkauf als budgetiert.

Damit scheint der Plan des Preisdeckels aufzu-
gehen:Das Ziel war es nicht, russische Lieferungen
zu unterbinden, sondern im Gegenteil, die Exporte
an Länder wie China, Indien oder Indonesien auf-
rechtzuerhalten,damit nicht der internationaleErd-
ölpreis in die Höhe schiesst.Gleichzeitig sollten die
Einnahmen Moskaus aus dem Erdölgeschäft ge-
schmälert werden. Ob dies der Preisdeckel derzeit
verursacht, ist unklar:Bis jetzt liegt der Preis für die
russische Referenzsorte Urals mit rund 55 Dollar
pro Fass unterhalb des Preisdeckels. Urals wird be-
reits mit einem grossen Abschlag zumWeltmarkt-
preis von gut 87 Dollar gehandelt.

Auchwenn esRusslandmit einer geheimenTan-
kerflotte schaffen sollte,denwestlichen Sanktionen
ein Schnippchen zu schlagen: Moskau ist von den
neuenHauptabnehmern IndienundChina abhängi-
ger geworden,diewohl stets versuchenwerden,den
Preis zu drücken.Moskau kann mit Förderkürzun-
gen reagieren, was aber auch riskant ist. Russlands
Position amErdölmarkt hat sich verschlechtert.Die
Energiewaffe kanneben auchnachhinten losgehen.

Lützerath statt WEF

Greta Thunberg verrät ihr junges Lebenswerk
PETER RÁSONYI

Vor vier Jahren tauchte sie zum ersten Mal am
Weltwirtschaftsforum (WEF) in Davos auf. Da
war sie 16 Jahre alt und bereits ein aufstrebender
Medienstar. Sie hatte noch keinen öffentlichenAuf-
tritt auf der grossen Bühne desWEF, aber sie durfte
den Gründer Klaus Schwab treffen und die Hände
berühmter Politiker und Wirtschaftsführer schüt-
teln. An einer eigenen Medienkonferenz erklärte
sie: «Das Haus brennt. Wir müssen den Ausstoss
von Treibhausgasen stoppen.»

Danach setzte sich Greta Thunberg mit einigen
Schülern und ihrem bereits zum Markenzeichen
gewordenen schwedischen Schulstreik-Pappschild
in den Davoser Schnee. Journalisten aus allerWelt
liessen sich ihre Einschätzung ins Notizbuch diktie-
ren: «Ich glaube nicht, dass dasWEF ein Erfolg für
das Klima war. Die Leute reden nur und tun nicht,
was sie sagen.»

Ein Jahr später war Thunberg neben dem ame-
rikanischen Präsidenten Donald Trump der grosse
Star am WEF. Die schmächtige Schülerin und der
bullige Milliardär wurden von den Medien zu
Gegenspielern hochstilisiert. Alles drehte sich um
Thunberg und die Klimapolitik. Die EU-Kommis-
sionspräsidentin Ursula von der Leyen eilte nach

Davos, um nach Thunbergs Auftritt zu versichern,
dieEUwerde nunhandeln und ihren «GreenDeal»
umsetzen, um ab 2050 klimaneutral zu sein.

Bundeskanzlerin Angela Merkel pflichtete
ThunbergsForderungenbei und erklärte in einer an
derenDuktus erinnerndenRhetorik,das Erreichen
der Ziele des Pariser Klimaschutzabkommens von
2015 sei eine «Frage des Überlebens».Greta Thun-
berg und die von ihr angeführte Klimajugendbewe-
gung standen auf dem Höhepunkt ihrer Bekannt-
heit und ihres Einflusses. Dann kam die Pandemie.

In dieser Woche ist Greta Thunberg nicht nach
Davos gereist. Sie fehlt am diesjährigen WEF, so
wie sie im November bereits der Weltklimakonfe-
renz inSharmal-Sheikhdemonstrativ ferngeblieben
war. Stattdessen zog sie den Schlamm des Braun-
kohletagebaus inNordrhein-Westfalen vor,umdort
mit Hunderten Demonstrierenden die Sicherheits-
abschrankungenderBetreibergesellschaft zudurch-
brechen, die Warnungen der Polizei zu ignorieren
und an der gefährlichen Abbruchkante ein Tänz-
chen zu veranstalten.Umringt von Journalisten und
Fotografen liess sie sich gelassen lächelnd von drei
Polizisten 50 Meter weit wegtragen, um später mit
einem Bus abtransportiert zu werden.

Was bleibt, sind möglicherweise gar inszenierte
Bilder und Schlagzeilen der Klimakämpferin Greta

Thunberg im Schlamm,die um dieWelt gingen.Bil-
der, die sie offensichtlich selbst sucht undmit denen
sie sich identifiziert. Sie verleiht mit ihren Auftrit-
ten in Nordrhein-Westfalen denAktionen teilweise
gewaltbereiter Extremisten ihreAura der Legitimi-
tät und des internationalen Ruhms.Aktionen nota-
bene, die sich gegen gültige demokratische und ge-
richtliche Beschlüsse stellen und das Eigentums-
recht der Betreibergesellschaft RWE verletzen.
Aktionen, die Gewalt gegen Polizisten einsetzen
und den EinsatzTausender Sicherheitskräfte erfor-
dern, für deren Kosten die Allgemeinheit aufkom-
men muss.

Die mittlerweile 20-jährige Greta Thunberg hat
mit diesenAuftritten das Bild der verletzlichen, un-
schuldigen, um die Zukunft der Jugend besorgten
Schülerin hinter sich gelassen, das bis tief in bür-
gerlicheMilieus hinein dieHerzenErwachsener er-
obert und deren Gewissen berührt hatte. Bereits
bei ihrem erstenErscheinen inDavos hatten Links-
extremisten ihr vorgeworfen, sie habe sich amWEF
in den Dienst der Reichen und Mächtigen gestellt.
Nun hat sie dieserKritik nachgegeben.Heutewählt
sieLützerath stattDavos alsBühne für ihreMission.

Alle, denen der Klimaschutz wichtig ist, müs-
sen diesenWandel Greta Thunbergs bedauern. Sie
hatte vor drei und vier Jahren mit ihrer Schulstreik-

Bewegung die Sympathien von Millionen Men-
schen erobert und dem Klimaschutz in der Wahr-
nehmung und Priorisierung der Medien und Poli-
tiker in Europa einen kräftigen Schub verliehen.

Seither wurden in Europa, in den USA und
teilweise gar in China, dem mit Abstand grössten
Treibhausgasemittenten,politischeWeichenstellun-
genundwirtschaftliche Investitionsentscheidungen
zumAusbaudesKlimaschutzes von immenserTrag-
weite beschlossen.Diese reichen zwar nicht aus,um
die Pariser Klimaschutzziele vollständig zu erfül-
len,aberThunberg liegtmit ihrer nihilistischenDia-
gnose falsch, es geschehe nichts. Deshalb müsste
man sich mehr Engagement, mehr Druck, mehr
Einfluss Thunbergs auf die Mächtigen der Welt in
Davos oder an den Klimakonferenzen wünschen.
In Lützerath dagegen wird nichts für das globale
Klima gewonnen.

Aber wahrscheinlich war das Bild der unschul-
digen Schülerin Greta von Anfang an ein Miss-
verständnis. Gewärtigt man sich ihrer oft radika-
len Rhetorik von damals, über welche die Medien
meist milde hinwegsahen, ist das Schwarz-Weiss-
Denken, die Kompromisslosigkeit, die Ablehnung
der Meinungen und der Rechte anderer schon an-
gelegt. Von dort ist es nur ein kleiner Schritt zum
Extremismus. Der wird das Klima nicht retten.

Zürcher Regierungsrat

Klub der Bisherigen erschwert echten Wahlkampf
DANIEL FRITZSCHE

Der Zürcher Regierungsrat hat nichts unterlassen,
damit der Wahlkampf für die Gesamterneuerung
vom 12. Februar so langweilig wie möglich wird.
Sieben von sieben Bisherigen treten zur Wieder-
wahl an. Interesse an harten inhaltlichen Ausein-
andersetzungen hat in diesem Klub der Eingeses-
senen niemand. Den Wahltermin hat er mit Ab-
sicht derart früh im Jahr festgesetzt, damit nach
den Feiertagen möglichst wenig Zeit für die Her-
ausforderer bleibt, sich zu profilieren.

Den Smartvote-Fragebogen, der den Wählern
eine grobe Ahnung der politischen Einstellungen
der Kandidaten vermitteln soll, boykottiert das
Gremium im Kollektiv. Begründung: Man fürchte
um das Kollegialitätsprinzip,wenn persönlicheAnt-
worten imWiderspruch zu Regierungsbeschlüssen
stünden. Bei denWahlen von 2015 und 2019 nahm
man solche Widersprüche noch locker hin; damals
beteiligten sich auch die Bisherigen an der Befra-
gung.DieWeigerung in diesem Jahr ist scheinheilig.
Die Regierungsmitglieder des bevölkerungsreichs-
ten Kantons der Schweiz sind ja keine politischen
Eunuchen – im Gegenteil. Sie alle haben starke
Meinungen, die die Zürcherinnen und Zürcher vor
demAusfüllen desWahlzettels interessieren.

Mit ihrer«Weiter so»-StrategieversuchendieBis-
herigen, einen echten Wahlkampf zu unterbinden,
um ihreWiederwahl möglichst schadlos zu sichern.
Sie wollen das Bild eines Siebnergremiums vermit-
teln,das über dem täglichen,kleinlichenPolit-Hick-
hack steht. In öffentlichen Auftritten unterstützen
sichdieAmtsträger gegenseitig – oder sie lassen sich
zumindest in Ruhe. Praktisch kein Tag vergeht, an
dem nicht ein Regierungsrat oder eine Regierungs-
rätin eine Pressekonferenz abhält; nicht selten sind
das verkappteWahlkampfauftritte in eigener Sache.

Die neuen Kandidaten haben in dieser Ge-
mengelage einen klaren Startnachteil. Mit Blick
auf die jüngste Wahlumfrage sehen sie nun aber
eine reale Chance, die Wagenburg der Bisherigen
ein kleines Stück aufzubrechen.Die Bildungsdirek-
torin Silvia Steiner (Mitte) wurde übereinstimmend
als schwächstes Glied ausgemacht.

Es verwundert darum nicht, dass nun mit Peter
Grünenfelder (FDP) und Priska Seiler Graf (SP)
gleich zwei Herausforderer zu Medienkonferen-
zen zur Bildungspolitik geladen haben.Zuvor hatte
sich schon der GLP-Kandidat Benno Scherrer kri-
tisch zu «Chaos und Führungslosigkeit» in Steiners
Direktion geäussert.Für den bürgerlichenGrünen-
felder ist dieserFokusnicht ohneRisiko.Erbefindet
sich in einem losen Bündnis, dem neben FDP und

SVP auch Steiners Mitte-Partei angehört. Kritik an
der Zürcher Bildungspolitik wird unweigerlich als
Kritik an Steiners Amtsführung wahrgenommen.

Das linke Lager vermeidet es tunlichst, ähnliche
Debatten öffentlich auszutragen. Schelte rund um
den Datenskandal in der Justizdirektion der SP-
Regierungsrätin Jacqueline Fehr vernahmman von
den linken Vertretern und Herausforderern kaum.
Doch sollteman aufgrund von Parteien- undBünd-
niskalkül auf berechtigte Kritik an politischen Zu-
ständen verzichten? Gerade inWahlkämpfen wäre
doch nichts falscher. Dass der freisinnige Kandi-
dat auf offensichtliche Mängel im Bildungswesen,
namentlich bei der integrativenSchule,aufmerksam
macht, ist richtig.Unddass die SP-Kandidatin Seiler
Graf selbiges auf ihre Art tut, ebenfalls.

So werden die Unterschiede sichtbar für die
Wählerinnen und Wähler. Während Grünenfelder
den liberalen Ansatz verfolgt, Bürokratie, Organi-
sationsmängel und Leerläufe abbauen will, fordert
die SP-Vertreterin, noch mehr Geld und Personal
ins ohnehin schon teure Bildungswesen zu pumpen.
Solche inhaltlichenAuseinandersetzungen wünscht
man sich auch von undmit den sieben amtierenden
Magistraten. Sonst wird das Wort «Wahlkampf» in
Zürich zur Leerformel.Und das wäre zum Schaden
einer lebhaften Demokratie.

Die Preise sind gesunken.
Das Embargo und der
Preisdeckel dürften Moskau
im Dezember 160 Millionen
Euro pro Tag gekostet haben.

Inhaltliche Auseinander-
setzungen wünscht man sich
auch von und mit den sieben
amtierenden Magistraten.
Sonst wird das Wort «Wahl-
kampf» zur Leerformel.


	Seite_11_Neue_Zürcher_Zeitung_2023-01-19.pdf
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